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  Selbst ist der Arzt

Von Jana Frielinghaus

Bundesregierung: Zahl der nicht Versicherten rückläufig

Die Zahl ließ aufhorchen. 211000 Menschen in Deutschland seien ohne

Krankenversicherung und besäßen auch keinen anderweitigen Anspruch auf

Krankenversorgung, teilte das Statistische Bundesamt am Donnerstag

morgen mit. Das waren zum Zeitpunkt der Erhebung 34000 mehr als noch im

Jahr 2003.

Die Bundesregierung reagierte prompt: Die Erhebung im Rahmen des

Mikrozensus habe im ersten Quartal 2007 stattgefunden, die zum 1. April

in Kraft getretene Gesundheitsreform habe aber mittlerweile zu einem

Rückgang dieser Zahl um 100000 geführt, erklärte Klaus Vater, Sprecher

des Bundesgesundheitsministeriums, am Donnerstag in Berlin. Damit sei

die Zahl der nicht Versicherten erstmals wieder rückläufig.

Tatsächlich sieht das seit knapp einem Jahr geltende Gesetz ein

Rückkehrrecht für bisher nicht Versicherte in die gesetzlichen

Krankenkassen vor. Wer davon kurz nach Inkrafttreten der »Reform«

Gebrauch machte, mußte auch keine Beiträge aus den vergangenen Jahren

nachzahlen. Die Gefahr, daß genau dies passiert, hatte die Lage vieler

kleiner Selbständiger und prekär Beschäftigter immer weiter

verschlechtert, die Hemmschwelle, sich wieder anzumelden, wurde immer

größer.

Doch sowohl die amtlichen Zahlen als auch die der Regierung haben einen

Pferdefuß: Sie erfassen nur die mit festem Wohnsitz gemeldeten Personen.

So hat dieser Tage der Verein Demokratischer Ärztinnen und Ärzte (VDÄÄ)

auf die katastrophale Lage der Einwanderer ohne Papiere aufmerksam

gemacht (siehe auch Seite 15). Es handelt sich um mindestens 500000

Personen, die illegal hier leben und nicht krankenversichert sind. Da

Krankenhäuser und Ärzte laut Ausländergesetz von 1991 verpflichtet sind,

der Ausländerbehörde Personen ohne Aufenthaltsberechtigung umgehend zu

melden, wagen viele Betroffene nur im äußersten Notfall, einen Mediziner

aufzusuchen. Sie müssen damit rechnen, nach erfolgter Behandlung sofort

abgeschoben zu werden. Der deutsche Staat betrachte Menschen ohne

Papiere »offensichtlich nicht als Träger von Menschenrechten, sondern

als ordnungspolitisches Risiko«, heißt es in einer Erklärung der Ärzte.

Pascal Detzler, für Gesundheitspolitik zuständiger wissenschaftlicher

Mitarbeiter der Linksfraktion im Bundestag, erinnerte im Gespräch mit jW

daran, daß auch Obdachlose von der Statistik nicht erfaßt werden -- nach

Schätzung der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe sind das mehr

als 300000 Menschen. Von Sozialämtern und den für Bezieher des

Arbeitslosengeldes II zuständigen ARGEn würden Wohnungslose vielfach

abgewimmelt, wenn sie die Kostenübernahme für ihre Gesundheitsversorgung

beantragen -- unter Verweis auf die fehlende feste Adresse.

Zudem gebe es für diejenigen, die die Rückkehr in die Krankenkasse im

vergangenen Jahr verpaßt haben, inzwischen wieder eine hohe Barriere,

sagte Detzler. Sie müßten die Beiträge seit April 2007 nachzahlen. Von

der Rückkehrmöglichkeit haben nach Ansicht von Detzler insbesondere

kleine Selbständige und im Niedriglohnsektor Beschäftigte keinen

Gebrauch gemacht, weil für sie selbst bei Unterstützung durch die

Sozialämter immer noch ein Eigenbeitrag an die Kasse von mindestens 120

Euro monatlich übrig bleibt. Vor der »Reform« lag der Mindestbeitrag

noch bei 180 Euro.

08.02.2008 / Inland / Seite 4

